
Rechtsquellen

wie eine Rechtsnorm trifft; die Verwaltungsverordnung hat dann “Aus-
senwirkungen”. Solche Verwaltungsverordnungen wären gemäss Art. 3
lit. h KmG zu veröffentlichen. Sie könnten dann gemäss Art. 26 SSGHG
innert einem Monat von hundert Stimmfähigen mit einer “eigentlichen
Popularklage”% angefochten werden. Der Landtag hat damit die Lehre
von den Innen- und Aussenwirkungen von Verwaltungsverordnungen
positiviert®,

5. Internationales Recht

Die zahlreichen von Liechtenstein abgeschlossenen internationalen Ver-
träge (Staatsverträge, völkerrechtliche Verträge) sind Verträge zwischen
zwei bzw. mehreren Staaten oder zwischen Staaten und internationalen
Organisationen®, Diese Verträge haben eine ausserordentlich grosse Be-
deutung erlangt. Sie enthalten ebenfalls Rechtssätze und nehmen sich
derselben Materien an wie das Landesrecht. Es stellt sich daher das Pro-
blem, wie diese Verträge in das Landesrecht Eingang finden.

Das internationale Recht wird in Liechtenstein nach einem unge-
schriebenen Verfassungsgrundsatz automatisch inkorporiert; es bedarf
also keines Transformationsaktes in die nationale Rechtsordnung“.
Dazu gibt es allerdings ein singuläres Gegenbeispiel: Der Zollvertrag mit
der Schweiz wurde durch ein formelles Gesetz in Kraft gesetzt und da-
mit ins Landesrecht transformiert®. Dieses eine Beispiel vermag die
grundsätzliche Befolgung der Inkorporationstheorie nicht zu erschüt-
tern. Das Völkerrecht gilt von selbst als Landesrecht und kann von den
zuständigen Instanzen direkt angewendet werden, soweit die Normen
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